es 
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Geſetz⸗Sammlung 


für die 


Königlichen Preüßiſchen Staaten 


, ee 


(Nr. 5312.) Gemeindeſtatut für den Marktflecken Tiegenhof, Vom 24. Januar 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 


Regent. 


Nachdem Wir auf Grund des Vorbehalts in $. 1. der Staͤdte⸗Ord⸗ 
nung für die ſechs öftlichen Provinzen der Preußiſchen Monarchie vom 30. Mai 
1853. beſchloſſen haben, die Gemeindeverhaͤltniſſe des Marktfleckens Tiegenhof 
im Kreiſe Marienburg des Regierungsbezirks Danzig feftzuftellen, ertheilen Wir 
dieſem Flecken, nach Anhörung der im Jahre 1858. zum Provinziallandtage 
verſammelt geweſenen Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen, folgendes Statut: 


H. 1. 


Den Gemeindebezirk des Fleckens bilden alle diejenigen Grundſtuͤcke, 
welche demſelben bisher angehört haben, mit Einſchluß des Grundſtuͤcks von 
39 Culm. Morgen Land, welches unter dem Namen der Tiegenhoͤfner Weide 
durch die Gemeinde Tiegenhof von dem Erbpachtsgute Tiegenhof erworben 


worden iſt. i 


Alle Einwohner des Fleckens gehoͤren dem Gemeindebezirk an, und als 
ſolche werden alle diejenigen angeſehen, welche innerhalb des Gemeindebezirks 
ihren geſetzlichen Wohnſitz haben. f 

He 2. 


Alle Einwohner des Gemeindebezirks ſind zur Mitbenutzung der oͤffent⸗ 
lichen Gemeindeanſtalten des Fleckens berechtigt und zur e an den 
Gemeindelaſten nach Vorſchrift der Geſetze verpflichtet. f f 


Jahrgang 1861. (Nr. 5312.) 12 i H. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 9. Februar 1861. 


— 


e 


H. 3. 


Die Gemeinde als Korporation verwaltet ihre Angelegenheiten felbftftän: 
dig ($. 9. der Staͤdte⸗Ordnung). 5 | 


§. 4. 


Die Gemeindeangelegenheiten werden geleitet: 


4) durch die Gemeindeverordneten in ihrer Geſammtheit als beſchließende 
Verſammlung, beſtehend aus neun Mitgliedern; ö 

2) durch einen kollegialiſchen Gemeindevorſtand, beſtehend aus drei Mitglie⸗ 
dern, und zwar einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. Derſelbe fuͤhrt 
die Verwaltung und vertritt die- Gemeinde nach Außen hin. 


H. 5. 


Jeder ſelbſtſtaͤndige unbeſcholtene Einwohner hat das Recht zur Theil⸗ 
nahme an der Wahl der Gemeindeverordneten, ſowie die Befaͤhigung zur Ueber⸗ 
nahme unbeſoldeter Aemter in der Gemeindeverwaltung und zur Gemeindever⸗ 
tretung, wenn er ſeit einem Jahre 


1) Einwohner des Fleckens iſt, 

2) keine Armenunterſtuͤtzung aus oͤffentlichen Mitteln empfangen, 

3) die ihn betreffenden Gemeindeabgaben gezahlt hat, und außerdem 
4) entweder 


a) ein Wohnhaus im Gemeindebezirke beſitzt, oder 
b) ein ſtehendes Gewerbe als Haupt⸗Erwerbsquelle betreibt, oder 
c) zur klaſſifizirten Einkommenſteuer veranlagt iſt, oder 


d) an Klaſſenſteuer einen Jahresbetrag von mindeſtens vier Thalern 
entrichtet, exkl. Zuſchlag. 


H. 6. 


Zum Zwecke der Wahl der Gemeindeverordneten werden die ſtimmfaͤhi⸗ 
gen Gemeindemitglieder nach Maaßgabe der von ihnen zu entrichtenden direk⸗ 
ten Steuern — Gemeinde-, Kreis-, Bezirks-, Provinzial⸗ und Staats⸗Abgaben — 
in drei Abtheilungen getheilt. 


Die erſte Abtheilung beſteht aus der Zahl derjenigen, auf welche die hoͤch⸗ 
ſten Betraͤge bis zum Belaufe eines Drittels des Geſammtbetrages der Steuern 
aller Stimmfaͤhigen fallen. Die zweite Abtheilung reicht bis zum zweiten Drit⸗ 
tel aller Geſammtſteuern, und die uͤbrige Zahl der Mindeſtſteuernden bildet die 
dritte Abtheilung. 


In 


er 
In die erſte beziehungsweiſe zweite Abtheilung gehört auch derjenige, 
1 e nur theilweiſe in das erſte beziehungsweiſe zweite Drit⸗ 
tel fallt. 
Jede Abtheilung wählt ein Drittel der Gemeindeverordneten, ohne dabei 
an die Waͤhler der Abtheilung gebunden zu ſein. 


Eine Liſte der Stimmfaͤhigen wird von dem Gemeindevorſtande gefuͤhrt 
und alljaͤhrlich bis zum 15. November berichtigt. Vom 15. bis 30. Novem⸗ 
ber wird dieſe Lifte an einem zur öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokale offen 
ge und kann jedes Gemeindemitglied waͤhrend dieſer Zeit gegen die Richtig⸗ 
eit derſelben Einwendung erheben. 


Die Wahlen finden regelmaͤßig in der erſten Haͤlfte des Dezembers im 
Gemeindelokale ſtatt, und werden die in der Liſte verzeichneten Waͤhler von 
dem Gemeindevorſtande wenigſtens acht Tage vorher zu einer beſtimmten Stunde 
ſchriftlich eingeladen. 


Der Wahloorſtand beſteht aus einem Mitgliede des Gemeindevorſtandes 
und zwei von der Gemeindeverordneten⸗Verſammlung gewaͤhlten Beiſitzern. 


Jeder Waͤhler muß dem Wahloorſtande muͤndlich und laut zu Protokoll 
erklaͤren, wem er ſeine Stimme geben will. Wird bei dieſer Wahl die erfor⸗ 
derliche abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, fo ftellt der Wahlvorſtand die 
Namen derjenigen Perſonen, welche naͤchſt den Gewaͤhlten die meiſten Stimmen 
erhalten haben, ſoweit zuſammen, daß die doppelte Zahl der noch zu waͤhlen⸗ 
den Mitglieder erreicht wird. Von dieſen ſind bei nochmaliger Wahl diejeni⸗ 
gen, welche die meiſten Stimmen haben, als gewaͤhlt zu betrachten, auch wenn 
die abſolute Mehrheit nicht erreicht iſt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das Loos. 


Die dritte Abtheilung waͤhlt zuerſt, die erſte zuletzt. 


NIE 


Die Gemeindeverordneten werden auf ſechs Jahre gewaͤhlt. Alle zwei 
Jahre ſcheidet ein Drittel aus und entſcheidet die erſten beiden Male das Loos. 
Werden Mitglieder der Gemeindeverordneten⸗Verſammlung zum Gemeindevor⸗ 
ſtande gewaͤhlt, ſo treten dieſe aus ihrer bisherigen Stellung und es findet eine 
Neuwahl zur Ergaͤnzung der Gemeindeverordneten-Verſammlung ſtatt. Die 
Wahl gilt nur fuͤr die Dauer der noch nicht abgelaufenen Wahlperiode der 
Ausſcheidenden. 

Nach jeder regelmaͤßig alle zwei Jahre ſtattfindenden Ergaͤnzung der 
Gemeindeverordneten nehmen dieſelben in ihrer naͤchſten Verſammlung die Neu⸗ 
wahl ihres Vorſitzenden, Schriftfuͤhrenden und deren Stellvertreter vor. 


. en, 
8 


| H. 8. 


Die Gemeindeverordneten⸗Verſammlung kann nur beſchließen, wenn mehr 
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ö 
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EEE BIN 
als die Hälfte der Mitglieder zugegen iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, 
wenn die Gemeindeverordneten zum zweiten Male zur Verhandlung uͤber den⸗ 
ſelben Gegenſtand zuſammenberufen worden, dennoch nicht in genuͤgender An⸗ 
zahl erſchienen ſind. Bei der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Be⸗ 
ſtimmung ausdruͤcklich hingewieſen werden. 


H. 9. 


Die Gemeindeverordneten-Verſammlung hat uber alle Gemeindeangele⸗ 
genheiten zu beichließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Gemeindevor⸗ 
ſtande uͤberwieſen find (H. 35. der Staͤdte⸗Ordnung). Sie kontrolirt die Ver⸗ 
waltung und iſt daher berechtigt, ſich von der Ausfuͤhrung ihrer Beſchluͤſſe und 


der Verwendung aller Gemeinde⸗Einnahmen durch Einſicht in die Akten u. ſ. w. 
Ueberzeugung zu verſchaffen. 8 


Die Zuſammenberufung der Gemeindeverordneten geſchieht durch den 
Vorſitzenden, unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Verhandlung, ſpaͤteſtens am 


Tage vor der Sitzung. Sie muß erfolgen, wenn ein Drittel der Mitglieder 


oder der Gemeindevorſtand es verlangt. 


Der Gemeindevorſtand wird in allen geeigneten Fallen zu den Verſamm⸗ 
lungen eingeladen und muß gehört werden, jo oft er es verlangt. 


H. 10. 


Die Mitglieder des Gemeindevorſtandes werden von den Gemeindever⸗ 
ordneten in beſchlußfaͤhiger Verſammlung unter abſoluter Majoritaͤt auf ſechs 
Jahre, und zwar ein Jeder fuͤr das ihm beſtimmte Amt, gewaͤhlt. 

Alle zwei Jahre ſcheidet ein Mitglied aus, und werden die erſten beiden 
Male die Ausſcheidenden durch das Loos beſtimmt. 


§. 11. 


Der Gemeindevorſtand fuͤhrt ſaͤmmtliche Geſchaͤfte kollegialiſch. Die Aus⸗ 
fuͤhrung der gefaßten Beſchluͤſſe, ſowohl der Gemeindeverordneten⸗Verſammlung 
wie des Gemeindevorſtandes, haben die Mitglieder in folgender Art zu beſorgen: 


4) Der Vorſitzende führt die Korreſpondenz mit den Behoͤrden, beaufſich⸗ 
tigt das Gemeindebuͤreau und hat alle Gemeindegeſchaͤfte mit den Kreis⸗, 
Bezirks⸗, Provinzial⸗ und Staats⸗Behoͤrden zu beſorgen. 


2) Der erſte Beiſitzer fuͤhrt die ſpezielle Verwaltung des Gemeinde⸗Eigen⸗ 


thums, des Straßenpflaſters, der Waͤlle, der Feuerloͤſchgeraͤthſchaften, der 
Hand⸗ und Spanndienſte, des Einquartierungsweſens und den Vorſitz 


in der Baudeputation. Die letztere beſteht außer ihm aus zwei von der 
Gemeindeverordneten⸗Verſammlung gewaͤhlten Gemeindeverordneten. 


nt⸗ 


3) Der zweite Beiſitzer hat die Kommunalkaſſen zu verwalten, den Etats⸗ 
E 
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Entwurf zu fertigen und beſorgt die Armenangelegenheiten. Er fuͤhrt 
den Vorſitz in der Armenkommiſſion, zu welcher außer ihm die drei Ge⸗ 
Mile N gehören, welche die Bezirks-Armenvorſteher-Aemter 
ekleiden. f 


§. 12. 


Saͤmmtliche Gemeindeaͤmter, die Vorſtands⸗ und Armenvorſteher-Aemter 
nicht ausgeſchloſſen, find Ehrenaͤmter und unbeſoldet. 


Jeder ſtimmfaͤhige Einwohner iſt verpflichtet, eine Stelle in der Gemeinde⸗ 
Verwaltung oder Vertretung anzunehmen und während der in HH. 7. und 10. 
angegebenen Zeitdauer zu verſehen. ke 


Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung einer ſolchen Stelle be⸗ 
rechtigen nur folgende Entſchuldigungsgruͤnde: 
1) anhaltende Krankheit; 
2) Geſchaͤfte, die eine haͤufige oder lange dauernde Abweſenheit mit ſich 
bringen; 
3) ein Alter uͤber ſechszig Jahre; 
4) a ſtattgehabte Verwaltung einer Stelle fuͤr die naͤchſten ſechs 
Jahre; 
5) die Verwaltung eines anderen öffentlichen Amtes; 
6) aͤrztliche oder wundaͤrztliche Praxis; N 
7) ſonſtige beſondere Verhaͤltniſſe, welche nach dem Ermeſſen der Gemeinde⸗ 
verordneten⸗Verſammlung eine guͤltige Entſchuldigung begruͤnden. 


Wer ſich ohne einen dieſer Entſchuldigungsgruͤnde weigert, eine Stelle 
in der Gemeinde⸗Verwaltung oder Vertretung anzunehmen oder eine angenom⸗ 
mene bis zum vorgeſchriebenen Ablaufe zu verſehen, ſowie derjenige, welcher 
ſich der Verwaltung ſolcher Stellen thatſächlich entzieht, kann durch Beſchluß 
der Gemeindeverordneten⸗Verſammlung auf drei bis ſechs Jahre der Ausuͤbung 
des Wahlrechtes bei allen öffentlichen Gemeindeangelegenheiten verluftig erklaͤrt 
und um ein Achtel bis ein Viertel ftärfer zu den direkten Gemeindeabgaben 
herangezogen werden. 8 


Ein ſolcher Beſchluß bedarf der Beſtaͤtigung der Aufſichtsbehoͤrde. 
9 


Die Ausuͤbung der Polizei und das Aufſichtsrecht verbleiben dem Koͤ⸗ 
niglichen Domainen⸗Rentamte zu Tiegenhof in gleicher Weiſe, wie ſolche von 
demſelben als Vertreter des Koͤniglichen Domainenfiskus und als Inhaber der 
Polizei⸗Jurisdiktion in den ſiskaliſchen Landgemeinden des Domainen-⸗Rentamts⸗ 
bezirks Tiegenhof bisher ausgeuͤbt ſind, und wird daher auch in den bisherigen 
Reſſortverhaͤltniſſen nichts geaͤndert. 

(Nr. 5312.) 8 F. 14. 


Daſſelbe beftätigt daher: 

1) die Gemeindewahlen und nimmt die neu gewählten Were eee 
und Gemeindeverordneten in Amt und Pflicht; 

2) die Erwerbung unbeweglicher Guͤter; 


3) die Veraͤußerung, Umtauſchung oder Zerſtückelung von Gemeindegruͤnden 
und Gerechtigkeiten; 


4) die Pachtungen außerhalb der Feldmark; 

5) die Kontrahirung von Schulden; 

6) die Fuͤhrung von Prozeſſen, welche die Vermoͤgensſubſtanz betreffen; 
7) die Verwaltung und Verwendung des Vermoͤgens der Stiftungen; 


8) die Steuerliſten, ſoweit ſolche die Kommunalbeduͤrfniſſe 3 der 
ne betreffen. 


F. 15. 


In zweifelhaften Faͤllen wird nach Analogie der ©tädte- Ordnung vom 
30. Mai 1853. verfahren. ö 


H. 16. 


Gegenwaͤrtiges Ortsſtatut tritt mit dem 1. Januar 1859. in Kraft. 


Die gegenwaͤrtigen drei Bezirksvorſteher haben fuͤr die Einleitung und 
Abhaltung der demnaͤchſtigen Wahl der neuen Gemeindeverordneten das Noͤ⸗ 
thige anzuordnen. 


Bis nach erfolgter Efeu der neugewaͤhlten Kommunalkörperſchaf— 
ten bleibt die bisherige Gemeindeverwaltung in ihren Aemtern. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. Januar 1859. 


(JL. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Flottwell. 


(Nr. 5313.) 
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(Nr. 5313.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 10. Januar 1864., betreffend die Beſtaͤtigung der von 
der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſenen Abänderung des $. 10. 
ihres Statuts und die Bildung eines Erneuerungsfonds für ihr Unter- 
nehmen. 


Nachdem die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft in ihrer Generalverfammlung 
vom 13. Auguſt v. J. die Bildung eines Erneuerungsfonds fuͤr ihr Unterneh⸗ 
men und demgemaͤß die Abaͤnderung des H. 10. ihres unterm 20. Auguſt 1844. 
beſtaͤtigten Statutes Gee e fuͤr 1844. S. 419.) beſchloſſen hat, 
will Ich dazu Meine Genehmigung ertheilen und den nebſt Anlage wieder bei⸗ 
a gefuͤgten Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute hiermit beftätigen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage zum Geſellſchaftsſtatute durch 

die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 10. Januar 1861. 


Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Bernuth. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Juſtizminiſter. 8 


N Nachtrag 
\ zum 


Statut der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


H. 1. 


Sr Der H. 10. des Statuts der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird 
hiermit aufgehoben. An deſſen Stelle treten folgende Beſtimmungen: 


H. 2. 


Fuͤr das Thuͤringiſche Eiſenbahnunternehmen wird 
1) ein Reſervefonds und 
2) ein Erneuerungsfonds 
gebildet. ö 
Ar. 5313.) 5 H. 3. 


VE are 
RER { 


H. 3. 


Der Reſervefonds iſt beſtimmt zur Deckung etwaiger durch außerordent⸗ 
liche Faͤlle entſtandener Ausgaben, ſowie zur Tragung der Koſten fuͤr Vermeh⸗ 
rung der Betriebsmittel, der Erneuerungsfonds dagegen zur Beſtreitung der 
Koften der Erneuerung der Schienen, Schwellen und der kleinen Eiſentheile 
des Oberbauetz der Eiſenbahn mit Einſchluß der Weichen, ſowie der Erneue⸗ 
rung der Lokomotiven nebſt Tendern und der Wagen aller Art. 


H. 4. 


Zu den Erneuerungen ſind zu rechnen: 

a) bei den Lokomotiven und Tendern die Auswechſelung der Feuerkaſten, 
Keſſel, Cylinder, Siederöhren, Federn, Achſen, Raͤder, Radreifen, ganzer 
Waſſerbehaͤlter und Bremſen, 

b) bei den Wagen die Auswechſelung von ganzen Kaſten, Federn, Achſen, 
Raͤdern, Radreifen, Bremſen und der Umbau des Innern ganzer Koupees. 


. 55 


Der Reſervefonds wird mit einem Maximalbetrage von 100,000 Rthlrn. 
ausgeſtattet. Die Zinſen deſſelben fließen in die Betriebskaſſe. 


H. 6. 
Sobald der Reſervefonds einen geringeren Beſtand als 100,000 Rthlr. 


nachweiſt, muͤſſen demſelben aus der Betriebskaſſe ſo lange Zuſchuͤſſe gewaͤhrt 


werden, bis deſſen urſpruͤngliche Hoͤhe erreicht iſt. Das Maximum dieſes Zu⸗ 
ſchuſſes wird fuͤr Ein Jahr auf ein zehntel Prozent des Stammaktien-Kapi⸗ 
tals, alſo auf 9000 Rthlr. feſtgeſetzt, inſofern nicht die Geſellſchaftsvorſtaͤnde 


mit Genehmigung der hohen Staatsregierungen eine Erhöhung dieſer Summe 


fuͤr nothwendig erachten. 
SR 


Zu dem Erneuerungsfonds ift außer dem jährlichen Erlös aus dem Ver⸗ 4 


kaufe der alten Materialien des Oberbaues und der Betriebsmittel vom 1. Ja⸗ 
nuar 1861. ab jaͤhrlich ein dem Beduͤrfniſſe entſprechender Beitrag aus den 
Betriebseinnahmen zu gewaͤhren, und zwar nach Prozentſaͤtzen berechnet: 

a) auf den Werth der Schienen und Schwellen, 

b) auf den Werth der Lokomotiven nebſt Tendern und der Wagen. 


H. 8. 


Die Zinſen von den Kapitalien des Erneuerungsfonds fließen in die Be⸗ 
triebskaſſe, 5 f 
9. 9. 


u, 
F. 9. 


Die Angemeſſenheit der Prozentſaͤtze, nach denen die jaͤhrlichen Ruͤcklagen 
fuͤr den Erneuerungsfonds bemeſſen werden (H. 7.), bleibt einer durch den Ver⸗ 
waltungsrath und die Direktion von fuͤnf zu fuͤnf Jahren vorzunehmenden Re⸗ 
viſion unterworfen, zu welcher die Genehmigung der drei hohen Stgatsregie⸗ 
rungen erforderlich iſt. Die Hoͤhe des Erneuerungsfonds darf den Betrag von 
450,000 Kthlrn. ohne ausdruͤckliche Zuſtimmung der Generalverſammlung nicht 
überfteigen, doch ſoll durch dieſe Beſtimmung den aus H. 24. des Preußiſchen 
Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838. entſpringenden Verpflichtungen der 
Geſellſchaft nicht praͤjudizirt werden. 


(Nr. 5314.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Januar 1864., betreffend den Eiſenbahnanſchluß 
der Kohlenzeche „Vereinigte Praͤſident“ bei Bochum an die Kohlen⸗Eiſen⸗ 
bahn von der Grube „Carolinengluͤck“ bis zum Bahnhofe Gelſenkirchen 
85 der Coͤln-Mindener Eiſenbahn. 

ch will nach Ihrem Antrage vom 18. Januar d. J. zu der von den Ge⸗ 
ſchaͤftsinhabern der Diskontogeſellſchaft zu Berlin, David Hanſemann und Adolph 
Hanſemann, unter Zuſtimmung der Kommanditgeſellſchaft A. Alsberg zu Muͤn⸗ 
ſter, als Eigenthuͤmerin der Kohlenzeche „Vereinigte Praͤſident“ bei Bochum, 
nach Maaßgabe des Mir vorgelegten Plans beabſichtigten Herſtellung einer fuͤr 
den Lokomotivbetrieb einzurichtenden Eiſenbahn, welche von der genannten Zeche 
nach der unterm 31. Oktober 1857. landesherrlich konzeſſionirten Kohlen⸗Eiſen⸗ 
bahn von der Grube „Carolinengluͤck“ bis zum Bahnhofe Gelſenkirchen der 
Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn fuͤhren ſoll, hierdurch Meine Genehmigung unter 
der Bedingung ertheilen, daß anderen Unternehmern ſowohl der Anſchluß an 
die Bahn mitkelſt Zweigbahnen, als auch die Benutzung der Hauptbahn gegen 
u vereinbarende, eventuell von dem Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten feſtzuſetzende Fracht- oder Bahngeldſaͤtze vorbehalten bleibt. 
Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗Unterneh⸗ 
mungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften uͤber die Expropria⸗ 
tion auf das Unternehmen Anwendung finden ſollen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zu veroͤffentlichen. 
Berlin, den 28. Januar 1861. BEER 
Wilhelm. 


8 v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 5315.) Privilegium wegen Emiſſion von 3,000,000 Thalern Prioritaͤts-Obligationen 
der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 28. Januar 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen de., 


Nachdem die Rhein-Nahe Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalver⸗ 
ſammlung vom 8. Januar 1861. beſchloſſen hat, Behufs des Ausbaues und 
der Ausruͤſtung der Bahn eine zweite Prioritaͤts-Anleihe bis zur Hoͤhe von 
3,000,000 Thalern durch Ausgabe auf den Inhaber lautender Prioritaͤts-Obli⸗ 
gationen zu kontrahiren, haben Wir durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
Zuſtimmung hierzu gewahrt und in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 
17, Juni 1833. (Geſetz⸗Sammlung für 1833. S. 75.) zur Emiſſion der er: 


waͤhnten Prioritaͤts Obligationen der Rhein-Nahe Eiſenbahngeſellſchaft unter 


nachſtehenden Bedingungen Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilt. 


F. 1. 


Die Obligationen im Geſammtbetrage bis zu 3,000,000 Thalern werden 
unter der Bezeichnung „Prioritaͤts-Obligationen der Rhein-Nahe Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft II. Emiſſion“ nach dem anliegenden Schema A. in Apoints von 
1000 Thalern oder 1750 Gulden Suͤddeutſcher Waͤhrung unter den Nummern 
1. bis 1000., in Apoints von 500 Thalern oder 875 Gulden unter den Num⸗ 
mern 1001. bis 3000,, in Apoints zu 100 Thalern oder 175 Gulden unter 
den Nummern 3001. bis 13,000., ſtempelfrei ausgefertigt und mit Zinskupons 
nach dem Schema B., ſowie mit einem Talon nach dem Schema C. verſehen. 


Die Obligationen werden mit der autographiſchen Unterſchrift zweier 
Mitglieder der Direktion verſehen und von dem Rendanten der Direktionskaſſe 
eigenhaͤndig unterſchrieben. Auf der Ruͤckſeite der Obligationen wird dieſes 
Privilegium abgedruckt. 


Die Zinskupons werden mit dem Fakſimile der Direktion verſehen und 
von einem Beamten derſelben ausgefertigt. i 


Den Obligationen wird die erſte Serie der Zinskupons fuͤr zehn Jahre 
nebſt einem Talon zur Empfangnahme der zweiten Kuponsſerie beigegeben. 
Beim Ablauf dieſer und jeder folgenden zehnjaͤhrigen Periode werden nach vor⸗ 
heriger öffentlicher Bekanntmachung fuͤr anderweite zehn Jahre neue Zinsku⸗ 
pons ausgereicht. Die Ausreichung erfolgt an den Prafentanten des Talons — 
durch deſſen Ruͤckgabe zugleich uber den Empfang der neuen Kupons quittirt 
wird — ſofern nicht von dem ſich als ſolcher legitimirenden Inhaber der Obli— 


ation vorher bei der Direktion ſchriftlich Widerſpruch dagegen erhoben wird. 


Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an den Inhaber 
der Obligation. 


H. 2. 


5 
wi 
* 


H. 2. 


„ 


Die Prioritaͤts⸗Obligationen werden mit vier und einem halben Prozent 
jaͤhrlich verzinſt und die Zinſen in halbjaͤhrigen Raten postnumerando am 
1. Juli und 2. Januar von der Hauptkaſſe der Direktion, ſowie von den durch 
die Direktion in oͤffentlichen Blaͤttern namhaft a machenden Bankiers ausbezahlt. 
Zinſen von Privritats-Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren, von den 
in den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungsterminen an gerechnet, nicht 


geſchehen iſt, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 


H. 3. 


Zur allmäligen Tilgung der Anleihe muß, vom Jahre 1866. an, jaͤhr⸗ 
lich der, nach Deckung des Bedarfs fuͤr die Verzinſung und Amortiſation der 
in Gemaͤßheit des Privilegii vom 18. Juli 1859. (Gefeß- Sammlung S. 387.) 
emittirten und des Bedarfs an Zinſen fuͤr die auf Grund des gegenwärtigen 
Privilegii zu emittirenden Obligationen verfügbar bleibende etwaige Betriebs⸗ 
Ueberſchuß bis auf Höhe von mindeſtens einem halben . von dem Ka⸗ 
pitalbetrage der emittirten Obligationen II. Emiſſion nebſt den erſparten 
Zinſen von den amortiſirten Obligationen verwendet werden. 


Die Beſtimmung der alljährlich zur Tilgung kommenden Obligationen 
geſchieht durch Auslooſung Seitens der Königlichen Direktion in Gegenwart 
eines das Protokoll fuͤhrenden Notars in einem vierzehn Tage zuvor einmal 
1 bekannt gemachten Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt 
freiſteht. 


„Die Auslooſung findet im Monat Juli, alfo zum erſten Male im Mo⸗ 
nat Juli des Jahres 1866, ſtatt, und die Auszahlung des Nominalbetrages 
der hierdurch zur Amortiſation gelangten Prioritaͤts-Obligationen erfolgt am 
2. Januar des darauf folgenden Jahres. 


Die Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſten Obligationen er⸗ 
folgt durch dreimalige Einruͤckung in die im F. 8. genannten oͤffentlichen 


Die erſte Einruͤckung muß mindeſtens vier Wochen vor dem beſtimmten 
Zahlungstermine ſtattfinden. 5 


Die im Wege des Tilgungsverfahrens eingelöften Obligationen werden 
unter Beobachtung der fuͤr die Auslooſung vorgeſchriebenen Formen verbrannt. 


Der Verwaltung der Rhein⸗Nahe Eiſenbahn bleibt das Recht vorbehal⸗ 
ten, ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtaͤrken und dadurch die Tilgung der 
Prioritaͤts⸗Obligationen zu beſchleunigen, als auch ſaͤmmtliche Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
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ationen durch die öffentlichen Blätter jederzeit mit ſechsmonatlicher Friſt zu 
uͤndigen und durch Zahlung des Nennwerths einzulöfen. 5 


H. 4. 


Angeblich vernichtete oder verlorene Obligationen werden nach dem im 
H. 17. der Statuten der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft (Geſetz⸗ Sammlung 
für 1856. S. 790.) vorgeſchriebenen Verfahren für nichtig erklaͤrt und dem⸗ 
naͤchſt erſetzt. a 


H. 5. 


Die Nummern der zur Ruͤckzahlung faͤlligen, aber nicht zur Einloͤſung 
vorgezeigten Obligationen werden in dem Zeitraum von zehn Jahren, von dem 
Faͤlligkeitstermine an gerechnet, jährlich einmal von der Direktion Behufs der 
Empfangnahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche 
nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einloͤ⸗ 
ſung vorgezeigt werden, ſind werthlos und werden als ſolche von der Direktion 
demnaͤchſt oͤffentlich bekannt gemacht. 


Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keine Verpflichtungen 
mehr, doch kann deren gaͤnzliche oder theilweiſe Bezahlung vermoͤge eines Be⸗ 
ſchluſſes der Direktion aus Billigkeitsruͤckſichten gewährt werden. 


$ 6. 


Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen find auf Höhe der darin ver— 
ſchriebenen Beträge nebſt den fälligen Zinſen Gläubiger der Rhein⸗Nahe Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft und haben in dieſer Eigenſchaft ein unbedingtes Vorzugsrecht 
vor den Stammaktien, ſowie mit Vorbehalt der Hypothek und der reihe 
welche den Inhalts des Privilegii vom 18. Juli 1859, kreirten Prioritaͤts⸗ 
Obligationen eingeraͤumt ſind, eine Hypothek an der Rhein⸗Nahe Eiſenbahn. 


Fuͤr die Zahlung der Zinſen haftet der Reinertrag der Bahn, unbeſcha⸗ 
det jedoch des Vorzugsrechts der Inhaber der früher emittirten Prioritaͤts⸗ 
Obligationen. 


N Soweit für die Zahlung der Zinſen der Prioritats-Obligationen II. Emiſ⸗ 
ſion nachtraͤglich die Garantie des Staates eintreten möchte, werden die Obli- 
gationen demgemaͤß mit einem Garantieſtempel verſehen werden. 

H. 72 


Die Inhaber der Prioritaͤts⸗Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der 


| .—_—.g 
der darin verſchriebenen Kapitalbetraͤge anders, als nach Maaßgabe der im 
H. 3. enthaltenen Amortiſationsbeſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn verfallene und vorſchriftsmaͤßig praͤſentirte Zinskupons länger als 
drei Monate unberichtigt bleiben; 


b) wenn die im H. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht innegehalten wird. 


In dem Falle zu a. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſondern das 
Kapital kann von dem Tage ab, an welchem dieſer Fall eintritt, zuruͤckgefor⸗ 
dert werden, und zwar bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons. 


In dem unter b. bezeichneten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤn⸗ 
digungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts⸗Obligation 
von dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab 
0 machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtattfin⸗ 
en ſollen. 5 


In allen Faͤllen des vorſtehenden Paragraphen iſt eine geſetzliche In⸗ 


bann noͤthig, um die an den Verzug geknuͤpften Folgen eintreten zu 
aſſen. ; 


| H. 8. 


. Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachun⸗ 

ö gen muͤſſen in die im H. 21. der Statuten der Rhein-Nahe Eiſenbahngeſell⸗ 
he Geſetz-Sammlung für 1856. S. 791.) bezeichneten Blätter eingeruͤckt 
werden. 


Sollte eines dieſer Blaͤtter eingehen, ſo beſtimmt die Direktion mit Ge⸗ 
nehmigung Unſeres Handelsminiſteriums dasjenige Blatt, welches an deſſen 
Stelle treten ſoll. ö 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privile- 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter dem Königlichen Inſiegel aus⸗ 
fertigen laſſen, ohne jedoch den Inhabern der Prioritaͤts⸗Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staates zu 
geben oder den Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 28. Januar 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. 
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Rhein⸗Nahe Eiſenbahn⸗Obligation | 


II. Emiſſton qq 
übe: Thaler oder Gulden Süddeutſcher Währung. 
Inbaber diefer Obligation hat einen Antheil van Thalern Preußiſch 
Kant odens Gulden Suͤddeutſcher Waͤhrung an der mit Allerhoͤchſter 


Genehmigung und nach den Beſtimmungen des umſtehenden Privilegiums ges 
machten Anleihe der Rhein-Nahe Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Zinſen mit vier und einem halben Prozent fuͤr das Jahr ſind gegen 
die am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjaͤhrigen Zinskupons 
zu erheben. 8 

SHarbrücken dens 18. 


Königliche Eifenbahn- Direktion, 

(L. S.) 
Der Rendant. 
(Unterſchrift.) 


Mit dieſer Obligation ſind, fuͤr den Zeitraum vom 1. Juli 1861. an 
gerechnet, zwanzig halbjaͤhrige Zinskupons Nr. 1. bis 20. nebſt einem Talon 
ausgegeben. 

Die Ausgabe der zweiten Serie von Kupons erfolgt an den Inhaber 
des Talons gemäß $. 1. des Privilegiums. 


Zins ⸗ Kupon ..... 
zur ; 
Ühein-Wahe Eifenbahn- Obligation 
II. Emiſſion M° ..... 


DDR... Thaler oder Gulden Kreuzer Süddeutſcher 
ö Währung. 


. Thaler Preußiſch Kurant oder ..... Gulden ..... Kreuzer 
Suͤddeutſcher Waͤhrung hat Inhaber dieſes als halbjaͤhrliche Zinſen vom 
DR ab an den durch öffentliche Bekanntmachung zu bezeich⸗ 
nenden Stellen zu erheben. 


Dieſer Zinskupon wird unguͤltig und werthlos, wenn er nicht binnen vier 
Jahren nach dem Faͤlligkeitstermine zur Zahlung praͤſentirt wird. 


Saarbruͤcken, den in 18. 


Königliche Eiſenbahn-Direktion. 
680 (Fakſimile.) 
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zur 
Rhein nabe Eifenbahn-Obligation 
II. Emiſſion MM ..... 


Jibeber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe, ſofern dagegen bei 
der unterzeichneten Direktion kein Widerſpruch eingeht, an den durch oͤffentliche 
Bekanntmachung bezeichneten Stellen die (zweite) Serie der Zinskupons zur 
oben benannten, über ..... a oder et Gulden lautenden e 
Obligation. 98 


Saarbruͤcken, den a a 


Königliche Eifenbahn- Direktion 
GS) Galen; 0... 
a = 8 „ Ausgefertigt. 


Relant im Büreau des Staats⸗ Ainet 8 


eln, nu in der Königlichen Geheimen Ober⸗ kagge 
W Er 


